
Zwei Unternehmen hätten 
offenbar Interesse an Wind-
messungen auf der Alp Tanatz
bei Splügen. Das Echo in der
Gemeinde ist jedoch verhalten.

Splügen. – Mit Repower und Roman-
de Energie würden gleich zwei Strom-
produktionsfirmen gern eruieren, ob
sich auf der Alp Tanatz im Splügner
Skigebiet ein Windkraftwerk lohnen
würde. Beide Unternehmen haben In-
teresse an Windmessungen auf Tanatz
angemeldet, wie an der Gemeindever-
sammlung vom Dienstagabend infor-

miert wurde. Gemäss Gemeindepräsi-
dent Walter Mengelt war aus der Ver-
sammlung aber «zu spüren, dass Ta-
natz eher eine Tourismuszone bleiben
soll – ohne Windräder». Ob Versuche
nun überhaupt durchgeführt würden,
sei zurzeit noch offen, so Mengelt.

Wie weiter mit Splügen Alpin?
Von anderer Seite sei zudem Interesse
an einem Niederdruck-Kraftwerk am
Hinterrhein bekundet worden. Diese
Idee befindet sich aber laut Mengelt
ebenfalls erst in einer Anfangsphase.
In der Endphase scheint sich hingegen
das Resortprojekt Splügen Alpin zu

befinden: Wie Mengelt eine Meldung
von Radiotelevisiun Svizra Ruman -
tscha bestätigte, ist die Bergbahnen
Splügen-Tambo AG definitiv nicht be-
reit, ihr Land bei der Talstation für die
Warme-Betten-Überbauung zur Ver-
fügung zu stellen. «An der nächsten
Gemeindeversammlung müssen wir
nun darüber entscheiden, ob das Pro-
jekt noch weiterverfolgt werden soll
oder nicht.»

Zugestimmt hat die Gemeindever-
sammlung am Dienstag einer Auflö-
sung des Bezirksverbands für die in-
tegrierte Kleinklasse und heilpädago-
gische Fördermassnahmen. (jfp)
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«Es gibt schon noch Probleme»
Der Grosse Rat sollte im 
Proporz gewählt werden, sagt
die Bündner Regierung seit
Jahren. Dennoch empfiehlt sie
ein Nein zur Initiative «Für 
gerechte Wahlen». Regierungs-
präsident Hansjörg Trachsel 
erläutert die Gründe.

Mit Hansjörg Trachsel 
sprach Ueli Handschin

Herr Regierungspräsident, im Fokus der
Abstimmung vom 3. März stehen aus
kantonaler Sicht die Olympischen Win-
terspiele. Die Initiative «Für gerechte
Wahlen» geht da ein bisschen unter.
Hansjörg Trachsel: Natürlich bewegen
die Olympischen Spiele die Gemüter
stärker. Doch in den bevölkerungsar-
men Regionen und unter den Parteien
ist die Frage des Verfahrens für die
Wahl des Grossen Rates von grossem
Interesse.

Wechseln wir nicht zum Proporz, wird
uns die Einführung früher oder später
das Bundesgericht vorschreiben. So ge-
sehen könnte man mit Recht behaup-
ten, diese Initiative sei tatsächlich nicht
so wichtig.
Das Bundesgericht hat in seinen Ent-
scheiden zu Wahlsystemfragen kon-
stant festgehalten, dass auch das Ma-
jorzwahlverfahren den Anforderun-
gen der Bundesverfassung genügt.
Die dem Majorz zugrundeliegende
Bestimmung unserer Kantonsverfas-
sung wurde von National- und Stän-
derat ausdrücklich gewährleistet. Das
Bundesgericht hat noch nie eine Ver-
fassung infrage gestellt, die von den
beiden politisch höchsten Instanzen
des Landes gewährleistet wurde.

Und Sie glauben, das ist auch nicht zu
erwarten?
Es wäre auf alle Fälle ein riesiger
Schritt: Das Bündnervolk hat das Ma-
jorzverfahren mit der Annahme der
Verfassung gutgeheissen, die kleine
und die grosse Kammer des Bundes
haben Ja gesagt dazu. Wollte das Bun-
desgericht ein neues Rechtsverständ-
nis durchsetzen, ginge es um weit
mehr als um Majorz oder Proporz.

Das Bundesgericht müsste sich gegen
einen Entscheid des Bundesparla-
ments stellen.

Aber der Wechsel zum Proporz ist doch
überfällig. 
Die Bündner Regierung hat schon in
früherer Zusammensetzung gesagt,
man sollte Proporz-Elemente aufneh-
men, wie es zum Beispiel das «Bünd-
ner Modell» vorgesehen hat. Wir ha-
ben uns gegen die Initiative ausge-
sprochen, aber einen Gegenvorschlag
präsentiert.

Doch der ist von der grossen Mehrheit
des Grossen Rates bachab geschickt

worden. Bringen Sie Verständnis auf da-
für?
Jede Partei setzt sich für das System
ein, von dem sie sich am meisten Sitze
verspricht. Die Regierung hingegen
versucht, über den Interessen der Par-
teien zu agieren. Und aus dieser Warte
stellt sie fest, mit dem heutigen Wahl-
system sind die Peripherie und deren
Belange im Grossen Rat im Verhältnis
zur Bevölkerung überproportional
vertreten. Bei einem klassischen Pro-
porz würden vor allem das Rheintal
und die Tourismusregionen St. Moritz
und Davos profitieren.

Deshalb befürchten die abgelegenen
Talschaften, ins Abseits zu geraten. Wo-
bei nicht klar ist, weshalb eine Grossrä-
tin, die in einem Nachbarort lebt, die
Anliegen nicht genauso gut vertreten
können sollte.
Als Oberengadiner Grossrat hatte ich
auch mit dem Bergell zu tun. Was es
bedeutet, dort zu leben, mit dem Ma-
lojapass, der immer mal wieder ge-
schlossen ist, mit der wirtschaftlichen
Abhängigkeit vom Oberengadin, das
liess sich gut nachvollziehen. Doch
was es tatsächlich heisst, wie sich das
Leben anfühlt in diesem italienisch-
sprachigen, aber reformierten Zipfel
Graubündens, weiss nur dessen Be-
völkerung. Deshalb kann ich Befürch-
tungen abgelegener Talschaften, sie
könnten ins Hintertreffen geraten, gut
begreifen.

Ein neues Wahlrecht muss diesen Be-
denken Rechnung tragen?
Wie ein neues Wahlverfahren genau
aussehen sollte, dazu hat sich die Re-
gierung bisher nicht geäussert. Der
Doppelte Pukelsheimer, den das Bun-
desgericht bevorzugt, lässt in reiner
Form keine regionalen Gewichtungen
zu. Man könnte sich aber ein System

vorstellen, das beispielsweise in ei-
nem Wahlkreis Oberengadin dem Pu-
schlav und dem Bergell je einen Sitz
sichern würde. Es gibt da schon noch
ungelöste Fragen. Zum Beispiel: Ma-
chen wir einen Wahlkreis aus dem Mi-
sox, dem Puschlav und dem Bergell,
mit dem Vorteil der einheitlichen
Sprache? Oder ist das Misox zu weit
entfernt vom Puschlav und vom Ber-
gell, und wir schlagen die beiden Täler
zum Oberengadin? Dann hätten wir
die nicht einfache Situation eines
Wahlkreises mit drei Sprachen.

«Stimmen sollten 
gleichwertig sein»

Gemäss Initiative soll der Grosse Rat
schon ab 2014 im Proporz gewählt wer-
den, der Gegenvorschlag der Bündner
Regierung, den der Grosse Rat versenk-
te, sah 2018 vor. Warum halten Sie die
Umsetzung bis nächstes Jahr für nicht
möglich?
Die Frist ist viel zu kurz. Wir müssen
einen Entwurf für ein neues Wahlsys-
tem mit Lösungen für die erwähnten
offenen Fragen erarbeiten und eine
saubere Vernehmlassung durchfüh-
ren. Man muss den Parteien und Inte-
ressensgruppen Gelegenheit geben,
Stellung zu nehmen, es bräuchte noch
rechtliche Abklärungen, dann die Be-
ratung des neuen Gesetzes im Parla-
ment und ziemlich sicher eine Volks-
abstimmung. Deshalb wäre es falsch,
darauf zu spekulieren, man könne das
in korrekter Weise so rasch durchset-
zen. 

Warum finden Sie es richtig, die Vertei-
lung der Mandate wie bisher nach der

Grösse der Schweizer Wohnbevölkerung
zu berechnen?
Die Stimmen sollten ja möglichst
gleichwertig sein. Würde die ausländi-
sche Bevölkerung in die Berechnung
einbezogen, erhielten die Stimmen
aus den bevölkerungsstarken Regio-
nen mit hohem Ausländeranteil grös-
seres Gewicht. 

Wie wird die Abstimmung ausgehen?
Das ist schwierig zu sagen. Doch wäre
ich nicht überrascht, wenn das Volk
den Proporz zum achten Mal ableh-
nen würde.

Weil das Volk einen Bauchentscheid
trifft?
Vielleicht, weil für die Bündnerinnen
und Bündner die regionalen Eigen-
heiten von grösster Bedeutung sind.
Diese Unterschiede sind tief in der
Bevölkerung verankert. Und sie sind
ja auch tatsächlich viel ausgeprägter
als etwa im Wallis, das nur aus einem
Haupttal und dessen Seitentälern be-
steht. 

«Wir akzeptieren
jeden Entscheid»

Wird die Regierung von sich aus einen
Gesetzesentwurf einbringen, sollte der
Wechsel zum Proporz wiederum abge-
lehnt werden?
Wir akzeptieren jeden Volksent-
scheid. Wenn das Volk nochmals Nein
sagt, dann ist für die Regierung die Sa-
che erst einmal erledigt. Wir haben ei-
ne Verpflichtung den Volksentschei-
den gegenüber. Ein neuer Anlauf
müsste also wiederum von aussen
kommen.

«Regionale Eigenheiten sind von grosser Bedeutung und tief verankert»: Regierungspräsident Hansjörg Trachsel wäre nicht
überrascht, wenn die Proporzinitiative am 3. März erneut abgelehnt würde. Bild Olivia Item

Der Splügner Wind lockt, aber …
ANZEIGE

Sacha Zala wird
SGG-Präsident
Chur. – Der 44-jährige Bündner Sa-
cha Zala wird ab 2014 als Nachfolger
von Regina Wecker Präsident der
Schweizerischen Gesellschaft für Ge-

schichte (SGG).
Zala ist Direktor
der Forschungs-
gruppe der Di-
plomatischen
Dokumente der
Schweiz (Dodis)
und Präsident
der Kultur- und
Sprachorganisa-
tion Pro Grigioni
Italiano in Chur.

Als Dodis-Direktor war Zala Ende Ja-
nuar durch einen Beitrag der «Tages-
schau» des Schweizer Fernsehens
SRF bekannt geworden. Er hatte bis-
her unveröffentlichte diplomatische
Dokumente präsentiert, die belegen,
dass im Zweiten Weltkrieg der dama-
lige Bundesrat von den Massentötun-
gen in den Konzentrationslagern der
Nazis wusste. (sda)

Ems-Chemie zeigt
Ausstellung länger
Domat/Ems. – Die Ems-Chemie ver-
längert ihre Ausstellung «Die unglaub-
liche Geschichte der Ems-Chemie»
um ein weiteres Jahr. Wie es in einer
Medienmitteilung heisst, haben be-
reits 11 000 Personen die Ausstellung
besucht. Gezeigt werden Fotografien,
historische Dokumente, Requisiten
und Anlagenteile aus der 77-jährigen
Geschichte des Unternehmens. Die
Ausstellung ist auf Voranmeldung gra-
tis zugänglich, die Führungen über-
nehmen ehemalige Mitarbeiter. Inte-
ressierte können sich per Mail an aus-
stellung@emschemie.ch oder per Tele-
fon an 081 632 78 78 anmelden. (so)

Repower bestreitet 
Mafia-Vorwürfe 
Der Stromkonzern Repower
hat gestern Vorwürfe über 
Absprachen mit der Mafia in
Kalabrien zurückgewiesen. Der
Konzern, der mehrheitlich dem
Kanton Graubünden gehört,
plant im süditalienischen Saline
Joniche ein Kohlekraftwerk.

Poschiavo. – Repower nehme von den
Untersuchungen der Anti-Mafia-Be-
hörden Kenntnis, teilte das Unterneh-
men der Nachrichtenagentur SDA auf
Anfrage mit. Die Ermittlungen in Ka-
labrien richteten sich aber weder ge-
gen Repower noch gegen die Projekt-
gesellschaft SEI. Die Operation der
Behörden und die damit verbunde-
nen Verhaftungen beträfen Repower
somit nicht. Die Elektrizitätsgesell-
schaft betonte, sie halte sich strikte an
die Grundsätze der Legalität. Das
Projekt in Saline Joniche befinde sich
derzeit im Bewilligungsverfahren.

Angeblich Einverständnis erbeten
Der Verein «Zukunft statt Kohle» in
Malans hatte dem Konzern vorgewor-
fen, beim lokalen Mafia-Clan um das
Einverständnis zum Bau des Kohle-
kraftwerks gebeten zu haben, und
zwar schon im Jahr 2008. Aktiv ge-
worden sein soll der politische Bera-
ter der italienischen Repower-Toch-
tergesellschaft SEI.

Der Verein stützt sich eigenen Anga-
ben zufolge bei seinen Vorwürfen auf
Abhörprotokolle der Untersuchungs-
behörden. Die italienischen Behör-
den hatten in der Nacht auf Dienstag
bei einem Schlag gegen mutmasslich
kriminelle Organisationen Dutzende
Personen verhaftet. (sda) 

Sacha Zala
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Standaktion gegen Proporzinitiative.
Laut einer Medienmitteilung wird das
überparteiliche Komitee «Köpfe statt
Parteien» eine Standaktion auf dem
Bahnhofplatz in Chur durchführen.
Das Komitee, bestehend aus Vertre-
tern der CVP, FDP und BDP, infor-
miert am Samstag, 16. Februar, von
10 bis 13 Uhr, warum sie für die
Grossratswahlen am bisherigen Ma-
jorzverfahren festhalten will. (so)

Weitere Infos: www.suedostschweiz.ch/dossier
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